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Allgemeine Steuerzahlungstermine im Mai 

Fälligkeit  Ende der 
Schonfrist 

Mo. 10.05. Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 14.05. 

Mo. 10.05. Umsatzsteuer 14.05. 

Mo. 17.05. Gewerbesteuer 20.05. 

Mo. 17.05. Grundsteuer 20.05. 

 

Die 3-tägige Schonfrist gilt nur bei Überweisungen; maßgebend ist die Gutschrift auf 
dem Konto der Finanzbehörde. 

Dagegen muss bei Scheckzahlung der Scheck spätestens 3 Tage vor dem Fällig-
keitstermin eingereicht werden. 
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1) Ansatz eines steuerlichen Verlusts aus Aktien bei Insolvenz der AG 

Es passiert immer häufiger, dass Aktionäre mit großen Hoffnungen Aktien 

erwerben und nach einiger Zeit feststellen müssen, dass diese Aktien nichts mehr 

wert sind. Dann stellt sich die Frage, ob sich der Fiskus an den Verlusten durch 

Verrechnung mit anderen positiven Einkünften beteiligt.  

Für entsprechende Verluste aus Anschaffungen nach dem 31. Dezember 2008 und 

der Verlustrealisierung bis zum 31. Dezember 2019 hat der Bundesfinanzhof diese 

Frage jetzt beantwortet.  

Das Gericht musste entscheiden, ob bei einem Kläger, der börsennotierte Aktien 

einer inländischen AG im Privatvermögen hielt, in 2013 ein Verlust eingetreten war, 

der mit Gewinnen aus Aktienverkäufen verrechnet werden konnte. Dies hatte das 

Finanzamt abgelehnt, da das Einkommensteuergesetz für 2013 (für die Folgejahre bis 

2019 ebenfalls) keine Vorschrift enthielt, die dies vorsah. In 2012 war über das 

Vermögen der AG das Insolvenzverfahren eröffnet worden, aber auch am 31. 

Dezember 2013 wurde noch ein Stückpreis für die Aktien ausgewiesen. Ein 

steuerbarer Verlust kann für den Aktionär aber nach Ansicht des Gerichts erst 

entstehen, wenn er einen endgültigen Verlust wegen der insolvenzbedingten 

Löschung der AG oder wegen der Ausbuchung der Aktien aus dem Depot erleidet. 

Diese beiden Tatbestände waren zwar auch nicht im Einkommensteuergesetz 

enthalten, aber der BFH sah in diesem Gesetz insoweit eine „planwidrige Lücke“, die 

er durch seine Entscheidung geschlossen hat. Der Aktionär konnte damit zwar in 

2013 keine Verlustverrechnung vornehmen, hat mit seiner Klage und Revision aber 

möglicherweise vielen anderen Anlegern geholfen. Es bleibt zu hoffen, dass der 

Kläger seinen Einkommensteuerbescheid 2014 noch offen gehalten hat, damit in 

diesem Jahr die Verrechnung erfolgen kann. 

In ähnlichen Fällen muss also unbedingt darauf geachtet werden, in welchem Jahr 

die Ausbuchung der Aktien aus dem Depot erfolgt ist, damit in diesem Jahr Gewinne 

aus Aktienverkäufen verrechnet werden können. Ab 2020 gibt es diese Probleme 

nicht mehr, da im Gesetz im Einzelnen aufgeführt wird, was als Verlust aus 

Kapitalvermögen anzusehen ist (§ 20 Abs. 6 EStG). Ab diesem Jahr können aber die 

Verluste nur noch in Höhe von 20.000 Euro p. a. mit anderen Gewinnen und 

Erträgen verrechnet werden. 
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2) Anforderungen an steuerliche Anerkennung eines geringfügigen Ehegatten-

arbeitsverhältnisses 

Im Streitfall bezog ein Obergerichtsvollzieher Einkünfte aus nichtselbstständiger 

Arbeit. In seinem Geschäftsbetrieb beschäftigte er auf eigene Kosten drei 

Büroangestellte: seine Ehefrau, seine Tochter und eine Fremdkraft. In erster Instanz 

erkannte das Finanzgericht Rheinland-Pfalz das Arbeitsverhältnis zwischen dem 

Obergerichtsvollzieher und seiner Ehefrau nicht an. Nach Ansicht des Finanz-

gerichts ist die Arbeitsleistung nicht ausreichend nachgewiesen worden. Allein von 

der Ehefrau gefertigte Stundenzettel seien nicht weiter aussagekräftig. 

Der Bundesfinanzhof entschied, dass Aufzeichnungen betreffend die Arbeitszeit, z. 

B. Stundenzettel, nur Beweiszwecken dienen. Sie seien für die steuerliche 

Anerkennung eines Arbeitsverhältnisses zwischen nahen Angehörigen daher nicht 

zwingend erforderlich. Nach Auffassung der Richter sind Lohnzahlungen an einen 

im Beruf des Steuerpflichtigen mitarbeitenden Angehörigen als Werbungskosten 

abziehbar, wenn der Angehörige aufgrund eines wirksamen, inhaltlich dem 

zwischen Fremden Üblichen entsprechenden Arbeitsvertrags beschäftigt wird, die 

vertraglich geschuldete Arbeitsleistung erbringt und der Steuerpflichtige seinerseits 

die Arbeitgeberpflichten, insbesondere die der Lohnzahlung, erfüllt. Bei der nicht 

vollzeitigen Beschäftigung Angehöriger seien Unklarheiten bei der Wochen-

arbeitszeit für die steuerliche Anerkennung des Arbeitsverhältnisses unschädlich, 

wenn die konkrete Arbeitszeit des Angehörigen von den beruflichen Erfordernissen 

des Steuerpflichtigen abhängt und Unklarheiten deshalb auf die Eigenart des 

Arbeitsverhältnisses zurückzuführen seien. 

 

3) Statt Arbeitslohn gewährte Tankgutscheine und Werbeeinnahmen unter-

liegen der Beitragspflicht 

Das Bundessozialgericht entschied, dass Tankgutscheine über einen bestimmten 

Euro-Betrag und Einnahmen aus der Vermietung von Werbeflächen auf privaten 

Pkws, die als neue Gehaltsanteile an Stelle des Bruttoarbeitslohns erzielt werden, 

sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt sind und damit der Beitragspflicht 

unterliegen. 

Im Streitfall vereinbarte die Klägerin mit ihren Arbeitnehmern im Rahmen einer 

sog. Nettolohnoptimierung im Jahr 2010 individuelle Bruttoentgeltverzichte 

zwischen 249 und 640 Euro im Monat bei gleichbleibender Arbeitszeit. Die bisherige 

Bruttovergütung wurde zur Berechnung künftiger Gehaltsansprüche weitergeführt, 
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gleichzeitig wurden "neue Gehaltsanteile" u. a. in Form von monatlichen Tankgut-

scheinen von 40 Euro und Mietzahlungen für die Bereitstellung von Werbeflächen 

in Höhe von 21 Euro im Monat vereinbart. Der beklagte Rentenversicherungsträger 

forderte nach einer Betriebsprüfung von der Klägerin Sozialversicherungsbeiträge 

nach. Das Bundessozialgericht gab der Revision des Rentenversicherungsträgers 

statt. 

 

4) Keine Einkommensteuer für Zuteilung von PayPal-Aktien durch eBay-„Spin-

Off“ 

Im Streitfall hielt der Kläger seit 2015 eBay-Aktien. Durch die Unternehmens-

Ausgliederung (Spin-Off) des eBay-Bezahlsystems PayPal erhielten die Aktionäre für 

jede eBay-Aktie eine PayPal-Aktie. Daher wurden in 2015 dem Depot des Klägers 

PayPal-Aktien zu einem Kurs von 36 Euro je Aktie gutgeschrieben. Das beklagte 

Finanzamt behandelte die Gutschrift als steuerpflichtige Sachausschüttung. Der 

Kläger machte geltend, dass er durch die Ausgliederung von PayPal keinen 

Vermögenszuwachs erfahren habe. Der bisherige Unternehmenswert sei nur auf 

zwei Aktien aufgeteilt worden. 

Das Finanzgericht Köln gab der Klage statt und hob die Einkommensteuer-

festsetzung auf. Nach Auffassung des Gerichts ist die Zuteilung von Aktien im 

Rahmen eines sog. Spin-Offs im Jahr des Aktienbezugs kein steuerpflichtiger 

Vorgang. Es handele sich um eine Abspaltung und nicht um eine Sachdividende. Die 

steuerlichen Folgen einer Abspaltung seien erst im Jahr der Veräußerung der Aktien 

zu ziehen. Doch selbst wenn eine solche Abspaltung nicht festgestellt werden könnte, 

sei der Kapitalertrag nur mit 0 Euro anzusetzen. Die Ermittlung des wirtschaftlichen 

Werts der Zuteilung sei gar nicht möglich, weil der Aktionär keine Gegenleistung zu 

erbringen hatte. Das Urteil ist jedoch nicht rechtskräftig. 

 

5) Ausgaben für medizinische Masken können sich steuerlich auswirken 

Krankheitskosten können als außergewöhnliche Belastungen steuerlich geltend 

gemacht werden. Damit sich außergewöhnliche Belastungen steuermindernd 

auswirken, muss die sog. zumutbare Eigenbelastung überschritten werden. Diese ist 

unterschiedlich hoch und richtet sich nach dem Einkommen, dem Familienstand 

und der Anzahl der Kinder. 
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Das Finanzamt erkennt z. B. Ausgaben für Zahnersatz, Brillen, Kuren oder ortho-

pädische Hilfsmittel an. Auch Kosten für medizinische Masken, die wegen der 

Corona-Pandemie gekauft wurden, können geltend gemacht werden. 

Allerdings muss hier unterschieden werden: Wurden die Masken für den privaten 

Gebrauch gekauft, zählen die Kosten zu den außergewöhnlichen Belastungen. 

Wurden die Masken ausschließlich aus beruflichen Gründen gekauft, handelt es sich 

um Werbungskosten bzw. Betriebsausgaben. 

 

6) Zur Stromlieferung als selbstständige Leistung neben einer umsatzsteuer-

freien Vermietung 

Das Finanzgericht Niedersachsen hatte über die Frage zu entscheiden, ob Strom, den 

der Vermieter über eine Photovoltaikanlage erzeugt und an die Mieter liefert, 

umsatzsteuerlich als Nebenleistung der Vermietung anzusehen ist. 

Das Finanzgericht hat diese Frage verneint und der Klage des Vermieters statt-

gegeben. Auch wenn Strom über eine Photovoltaikanlage vom Vermieter erzeugt und 

an die Mieter geliefert wird, handele es sich dabei im Regelfall nicht um eine 

unselbstständige Nebenleistung der (steuerfreien) Vermietung. Entscheidend sei, 

dass der Mieter die Möglichkeit habe, den Stromanbieter frei zu wählen. Auch der 

Europäische Gerichtshof habe in einem vergleichbaren Fall die Stromlieferung als 

von der Vermietung getrennt angesehen. 

Da der Bundesfinanzhof über diese Rechtsfrage bisher noch nicht ausdrücklich 

entschieden hat und die Finanzverwaltung das Urteil des Europäischen Gerichtshofs 

nicht anwendet, hat das Finanzgericht Niedersachsen die Revision zugelassen. 

 

 


